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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Anwendung der 
Verordnung des Rates über die Gewährung einer finanziellen Unterstützung 
für Vorhaben alternativer Energiequellen auf dem Gebiet der Erdwärme 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Anwendung der 
Verordnung des Rates über die Gewährung einer finanziellen Unterstützung 
für Vorhaben zur Nutzung alternativer Energiequellen auf dem Gebiet 
der Umwandlung fester Brennstoffe in gasförmige und flüssige Brennstoffe 

»EG-Dok. R/813/78 (ENER 24) (FIN 205)« 

— Drucksache 8/1814 — 


A. Problem 

Sicherung der Energieversorgung durch Nutzung der alter- 
nativen Energiequelle Erdwärme und Kohleumwandlung. 

B. Lösung 

Finanzielle Unterstützung von Vorhaben zur Erdwärmenutzung 
und Kohleumwandlung. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

ergeben sich aus der Beschlußempfehlung 

D. Kosten 

noch offen 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt grundsätzlich die Vorschläge zur Nutzung alter- 
nativer Energiequellen. Er bittet jedoch die Bundesregierung, ihre Zustimmung 
zu den beiden Verordnungsvorschlägen nur zu geben, wenn eine konkrete Pro- 
grammbeschreibung und ein konkreter Finanzplafonds vorliegen. 

Bonn, den 18. Oktober 1978 

Reuschenbadi Wolfram (Recklinghausen) 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Wolfram (Recklinghausen) 


Die Verordnungsvorschläge der EG-Kommission sind 
dem Ausschuß für Wirtschaft federführend sowie 
dem Haushalts ausschuß und dem Ausschuß für For- 
schung und Technologie gemäß Anlage 6 der Ge- 
schäftsordnung des Bundestages am 27. April 1978 — 
Drucksache 8/1759 — mitberatend überwiesen wor- 
den. Der Haushaltsausschuß hat die Vorschläge in 
seiner Sitzung am 14. Juni 1978 beraten. Er hat fol- 
genden Beschluß gefaßt: 

1. Der Haushaltsausschuß nimmt von der Vorlage 
Kenntnis. 

2. Es besteht grundsätzlich großes energiepolitisches 
Interesse an der Nutzung alternativer Energien. 
Die Bundesregierung hat deshalb in ihrem Pro- 
gramm Energieforschung und Energietechnologie 
eine erhebliche Unterstützung für eine verbes- 
serte Nutzung der Kohle und der Entwicklung 
neuer Energiequellen vorgesehen. 

Eine darüber hinausgehende Unterstützung durch 
die Gemeinschaft erscheint daher allenfalls in 
einigen, genau begrenzten Bereichen der Kohle- 
vergasung sinnvoll. Die derzeit von der Kom- 
mission vorgelegten Entwürfe für Durchführungs- 
verordnungen sind wenig brauchbar. Sie regeln 
allenfalls das Verfahren, bieten jedoch keine 
Substanz. Durchführungsverordnungen müssen 
eine konkrete Programmentscheidung enthalten 
und demzufolge auf einen genau fixierten Fi- 
nanzplafond lauten. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat die 
Vorlagen am 27. September 1978 beraten. Er emp- 
fiehlt, die Bundesregierung aufzufordern, darauf 
hinzuwirken, daß sie ihre Zustimmung zu den beiden 
Verordnungsvorschlägen nur gibt, wenn eine Pro- 
jektliste zur Nutzung alternativer Energiequellen 
vorliegt und den Projekten nur zuzustimmen, wenn 
sie von gemeinsamem Interesse sind. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Verordnungs- 
vorschläge am 18. Oktober 1978 beraten. 

Es handelt sich bei den beiden Regelungen um von 
der Kommission vorgelegte Entwürfe von Verord- 


nungen zur Anwendung einer verabschiedeten Rah- 
menverordnung über die Gewährung finanzieller 
Unterstützung für Vorhaben alternativer Energien. 
Beide Verordnungsentwürfe sind von der Kommis- 
sion erstellt worden, um eine Annahme der Rah- 
menverordnung seinerzeit zu erleichtern. Bisher ha- 
ben die Mitgliedstaaten die Anwendungsverordnun- 
gen nicht erörtert. 

Rahmenverordnungen hatten die Mitgliedstaaten — 
vor allem von der Bundesregierung aufgefordert — 
nur unter folgenden Bedingungen zugestimmt: 

— Die Rahmenverordnung tritt erst in Kraft, wenn 
Anwendungsverordnungen mit identifizierbaren 
Projektprogrammen und Finanzplafonds einstim- 
mig beschlossen werden. 

— Lediglich Artikel 6 tritt in Kraft, um der Kommis- 
sion die Ausschreibung im Amtsblatt der EG zu 
ermöglichen. 

Inzwischen hat die Kommission Ausschreibungen im 
Bereich der Erdwärme und Kohleumwandlung ver- 
anstaltet. Nach Ablauf der Frist am 30. September 
1978 sichtet die Kommision das Material und will 
vor Jahresende die Projektlisten erstellen und die 
benötigten Finanzmittel bestimmen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat bei der Beratung 
der Vorlagen unabhängig vom konkreten Verfah- 
rensstand festgestellt, daß mit einer Nutzung der 
Erdwärme langfristig in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in nennenswertem Umfang nicht zu rechnen 
sei. Er sehe aber eine gewisse regionale Bedeutung 
der Erdwärme für Italien. 

Bezüglich der Kohleumwandlung ist der Ausschuß 
für Wirtschaft der Auffassung, daß diese langfristig 
durchaus einen interessanten Beitrag zur deutschen 
und auch zur europäischen Energieversorgung lei- 
sten kann, über nähere Einzelheiten wird noch zu 
verhandeln sein. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich das 
Hohe Haus, der oben genannten Beschlußempfehlung 
zuzustimmen. 


Wolfram (Recklinghausen) 

Berichterstatter. 


